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Der Koalitionsvertrag der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP enthält die Passage: „den Ländern eine flexiblere

Gestaltungder Grunderwerbsteuer z.B. durch einen Freibetrag zu ermöglichen, umden Erwerb selbstgenutztenWohneigentums

zuerleichtern.Gegenfinanziertwerden soll dieseGestaltungsmöglichkeit durchdas SchließenvonSchlupflöchernbeim Immobili-

enerwerb von Konzernen, den sog. Share Deals.“ Dies allein wird aber sicher nicht die einzige Reformnotwendigkeit sein. Durch

das Gesetz zurModernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) ist eine Zäsur imGesellschaftsrecht vorgenommenwor-

den, diemaßgeblicheAuswirkungauf dieGrunderwerbsteuerhat. KernelementderNeuregelung ist, dassnunmehr Personenhan-

delsgesellschaften (originiäres) Gesellschaftsvermögen und kein Gesamthandsvermögen mehr haben. Dies soll auch für die

rechtsfähige (Außen-)GbR gelten. Damit wird die Gesellschaft Trägerin des Gesellschaftsvermögensmit allen Rechten und Pflich-

ten. Das Steuerrecht stellt an vielen Stellen auf Gesamthandsvermögen ab, so auch im Grunderwerbsteuerrecht. Dies gilt nur für

die Nichterhebungsregeln der §§ 5 und 6 des GrEStG. Nach Inkrafttreten des MoPeG werden die Voraussetzungen für die Be-

günstigungenvondenPersonengesellschaftennichtmehr erfülltwerden können. In der Gesetzesbegründung zumMoPeG findet

sich die Aussage, dass sich auf ertragsteuerlicher Ebene durch dieseNeuregelungnichts ändert. Soweit in den Steuergesetzenvon

Gesamthandsvermögen gesprochen werde, sei dies bei rechtsfähigen Personengesellschaften dahingehend zu verstehen, dass

damit das Vermögen der Gesellschaft in Abgrenzung zumVermögen der einzelnenGesellschafter (Sonderbetriebsvermögen) ge-

meint sei. Ob das als Klarstellung ausreicht, darf bezweifelt werden! Insoweit wird die Grunderwerbsteuermöglicherweise erheb-

lichangepasstwerden,weit überdenKoalitionsvertraghinaus.

Entscheidungen
BFH: Erwerb einer gemischt genutzten Pho-

tovoltaikanlage; volle Zuordnung zum Un-

ternehmen durch Abschluss eines Einspei-

severtrags

1. Für die Dokumentation der Zuordnung

(grundlegend BFH-Urteil vom 07.07.2011 – V R

42/09, BFHE 234, 519, BStBl II 2014, 76) ist keine

fristgebundene Mitteilung an die Finanzbehörde

erforderlich. Liegen innerhalb der Dokumentati-

onsfrist nach außen hin objektiv erkennbare An-

haltspunkte für eine Zuordnung vor, können

diese der Finanzbehörde auch noch nach Ablauf

der Frist mitgeteilt werden.

2. Die Tatsache, dass im Lauf des Jahres, in dem

einePhotovoltaikanlageerworbenwurde, einVer-

tragmitdemRechtzumWeiterverkaufdesgesam-

ten von der Anlage erzeugten Stroms zuzüglich

Umsatzsteuer abgeschlossen wurde, ist ein Indiz

dafür, dass der Steuerpflichtige die Photovoltaik-

anlagedemUnternehmenvoll zugeordnethat.

BFH, Urteil vom 4.5.2022 – XI R 29/21 (XI R 7/19)
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1557-1

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil

vom 4.5.2022 – XI R 29/21 (XI R 7/19) – Zu-

ordnung eines in Bauplänen mit „Arbeiten“

bezeichneten Zimmers

1. Für die Dokumentation der Zuordnung

(grundlegend BFH-Urteil vom 07.07.2011 – V R

42/09, BFHE 234, 519, BStBl II 2014, 76) ist keine

fristgebundene Mitteilung an die Finanzbehörde

erforderlich. Liegen innerhalb der Dokumentati-

onsfrist nach außen hin objektiv erkennbare An-

haltspunkte für eine Zuordnung vor, können

diese der Finanzbehörde auch noch nach Ablauf

der Frist mitgeteilt werden.

2. Für eine Zuordnung zum Unternehmen kann

bei Gebäuden die Bezeichnung eines Zimmers

als Arbeitszimmer in Bauantragsunterlagen je-

denfalls dann sprechen, wenn dies durch weite-

re objektive Anhaltspunkte untermauert wird.

So ist es z. B. dann, wenn der Unternehmer für

seinen Gerüstbaubetrieb einen Büroraum benö-

tigt, er bereits in der Vergangenheit kein exter-

nes Büro, sondern einen Raum seiner Wohnung

für sein Unternehmen verwendet hat, und er be-

absichtigt, dies in dem von ihm neu errichteten

Gebäude so beizubehalten.

BFH, Urteil vom 4.5.2022 – XI R 28/21 (XI R 3/19)
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1557-2

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Zuschlag nach § 162 Abs. 4 AO bei

Nichtexistenz einer Betriebsstätte

NV: Hat der Steuerpflichtige steuerfreie ausländi-

sche Betriebsstätteneinkünfte erklärt und sich

während der Außenprüfung weiterhin auf die

Existenz einer ausländischen Betriebsstätte be-

rufen, steht der Festsetzung eines Zuschlags

nach § 162 Abs. 4 AO aufgrund Unterlassens der

Vorlage der angeforderten Verrechnungspreis-

dokumentation nicht entgegen, dass die Außen-

prüfung zu dem Ergebnis gekommen ist, die

Existenz der Betriebsstätte sei weder belegt

noch glaubhaft nachgewiesen.

BFH, Beschlussvom15.2.2022 – IB55, 56/21 (AdV)
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1557-3

unter www.betriebs-berater.de

BSG: Sozialversicherungspflicht in einer

Rechtsanwaltsgesellschaft nicht ausge-

schlossen

Rechtsanwälte, die als Gesellschafter-Geschäfts-

führer einer Rechtsanwaltsgesellschaft tätig

sind, können aufgrund abhängiger Beschäfti-

gung sozialversicherungspflichtig sein. Dies ist

nicht von vornherein deshalb ausgeschlossen,

weil Rechtsanwälte unabhängige Organe der

Rechtspflege sind. Vielmehr kommt es auf die

Umstände des Einzelfalls an. Das hat der 12. Se-

nat des Bundessozialgerichts am 28.6.2022 ent-

schieden und damit die Revisionen von fünf

Rechtsanwälten zurückgewiesen (B 12 R 4/20 R).

Bei Rechtsanwaltsgesellschaften kommt es –

wie allgemein bei Gesellschaften mit beschränk-

ter Haftung – für die Frage einer Versicherungs-

pflicht aufgrund Beschäftigung der Gesellschaf-

ter-Geschäftsführer darauf an, ob sie über die

gesellschaftsrechtliche Rechtsmacht verfügen,

die Geschicke des Unternehmens zu bestimmen.

Etwas anderes gilt nicht für Rechtsanwälte, die

in einer Rechtsanwaltsgesellschaft tätig sind.

Ganz allgemein schließt die Bundesrechtsan-

waltsordnung eine Tätigkeit von Rechtsanwäl-

ten in einem Anstellungsverhältnis und damit in

abhängiger Beschäftigung nicht aus. Dies gilt

auch in einer Rechtsanwaltsgesellschaft, denn

die Regelungen der Bundesrechtsanwaltsord-

nung gewährleisten lediglich die fachliche Un-

abhängigkeit der Rechtsanwälte in ihrer anwalt-

lichen Tätigkeit. Aufgrund ihrer Position als Ge-

schäftsführer können sie dennoch in das Unter-

nehmen eingegliedert sein und im Rahmen der

Unternehmenspolitik Weisungen der Gesell-

schafterversammlung unterliegen.

In Anwendung dieser Maßstäbe hat der Senat

die Urteile der Vorinstanzen bestätigt und die

Revisionen zurückgewiesen. Jeder der fünf Klä-

ger verfügte als Minderheitsgesellschafter mit

einem Geschäftsanteil von ursprünglich 20 vom

Hundert, später 25 vom Hundert nicht über die

gesellschaftsrechtliche Rechtsmacht, die Ge-

schicke der Rechtsanwaltsgesellschaft zu be-
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